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1. ANLASS, ZIEL UND ERFORDERNIS DER PLANUNG 

Im Kieler Süden besteht Bedarf für eine weiterführende Schule. In den drei südlichen 
Grundschulbezirken der Johanna-Mestorf-Schule in Meimersdorf, der Grundschule 
Kronsburg sowie der Grundschule Wellsee leben bereits jetzt so viele Kinder der be-
treffenden Altersklasse, dass die Einrichtung einer weiterführenden Schule allein zur 
Deckung der hier vorhandenen Bedarfe gerechtfertigt wäre. Verschärft wird die Be-
darfssituation aufgrund des geplanten neuen Wohngebietes „Meimersdorfer Höhen“ mit 
ca. 2.250 neuen Wohneinheiten. Im Zuge dieser Aufsiedelung wird der Bau einer wei-
terführenden Schule dringlich benötigt. Bislang gibt es auch für die angrenzenden 
Stadtteile Meimersdorf, Kronsburg und Wellsee keine weiterführende Schule. 

 

Nach einer mehrstufigen Standortuntersuchung (Drucksachennummer 0257/2024) für 
die erforderliche weiterführende Schule, die durch die Verwaltung der Landeshaupt-
stadt Kiel durchgeführt wurde, wurde der Standort südlich der Johanna-Mestorf-Schule 
in Kiel-Meimersdorf als der am besten geeignete identifiziert. Bei der Untersuchung 
spielten Lage, Größe, Erreichbarkeit und Eigentumsverhältnisse der Fläche die wesent-
liche Rolle. Das Grundstück befindet sich im bauplanungsrechtlichen Außenbereich 
nach § 35 BauGB. Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errich-
tung der Schule besteht daher ein Planungserfordernis für die Aufstellung von Bauleit-
plänen: Es ist sowohl der gültige Flächennutzungsplan von 2000 zu ändern als auch 
ein Bebauungsplan aufzustellen. 

 

Mit Hilfe einer hochbaulichen Machbarkeitsstudie konnte belegt werden, dass dieser 
Standort „Birkenstadion und benachbarte Sportflächen“ für die Errichtung einer weiter-
führenden Schule geeignet ist und dabei das am Bustorfer Weg gelegene ligataugliche 
Großspielfeld erhalten bleiben kann. Die anderen Sportanlagen müssen jedoch verla-
gert werden. 

 

Eine anschließende freiraumplanerische und entwässerungstechnische Machbarkeits-
studie kam zu dem Ergebnis, dass die erforderlichen Ersatzsportflächen und Einrich-
tungen auf den südöstlich des Bustorfer Weges gelegenen städtischen Flächen reali-
siert werden können. Diese Flächen sind in der Rahmenplanung „Kieler Süden“ als 
Standort für Spiel- und Sportflächen vorgesehen (Drs.Nr. 0553/2025), um die durch den 
neuen Stadtteil zuerwartenden Bedarfe sowie die Ersatzsportanlagen für den Sportver-
ein Rot-Schwarz-Kiel mit abzudecken. Sie grenzen nördlich an den zu entwickelnden 
Siedlungsbereich Ost des Bebauungsplangebietes 1034 „Meimersdorfer Höhen“. 

 

Mit der 46. Änderung des Flächennutzungsplans sowie der Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 1043 soll Planungsrecht für die weiterführende Schule mit einer Sport-
halle und ergänzenden Infrastrukturen für Vereinsnutzung, die Erschließung sowie die 
notwendigen Stellplätze geschaffen werden. Das Großspielfeld sowie der zugeordnete 
Parkplatz bleiben wie bisher erhalten. 
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Ein weiteres Ziel der Planung ist es, die weiterführende Schule und die Sporthalle in 
die umgebenden Bebauungs- und Freiraumstrukturen einzufügen. 

2. PLANUNGSGRUNDLAGEN 

2.1 Rechtliche Grundlagen 

Die vorliegende 46. Änderung des Flächennutzungsplans FNP und der Bebauungsplan 
(B-Plan) Nr. 1043 der Landeshauptstadt Kiel werden auf der Grundlage des Bauge-
setzbuches (BauGB) sowie der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstü-
cke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) aufgestellt. In Kapitel 9 sind die weiteren Ge-
setze und Verordnungen, die für die Aufstellung des Bebauungsplanes zu beachten 
sind, in ihrer jeweils gültigen Fassung aufgelistet. 

Bei dem B-Plan Nr. 1043 handelt es sich um einen qualifizierten Bebauungsplan im 
Sinne des § 30 Abs.1 BauGB. Er dient somit künftig als alleinige Grundlage zur Beur-
teilung der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben. 

2.2 Übergeordnete und vorangegangene Planungen  

Auf Basis einer prognostizierten Bevölkerungszunahme für Kiel und die Stadtteile Mei-
mersdorf und Moorsee bis 2034 wurden bereits 2016 die resultierenden Infrastruktur-
bedarfe abgeschätzt. Eine Aktualisierung aus dem Jahr 2023 weist auf den Bedarf einer 
weiterführenden Schule im Kieler Süden hin, auch ohne die zukünftigen wohnbaulichen 
Entwicklungen in Meimersdorf mit dem Projekt „Meimersdorfer Höhen“. Als erster 
Schritt auf dem Weg zum Bau einer weiterführenden Schule im Kieler Süden wurde 
eine mehrstufige Standortuntersuchung durchgeführt. 

Die erste Standortuntersuchung umfasste eine Vorprüfung von acht Standorten. Grund-
legende Kriterien waren eine Flächengröße von ca. 5 ha sowie eine gute Erreichbarkeit 
für Schülerinnen und Schüler der neuen Siedlungsbereiche sowie für die Stadtteile 
Kronsburg und Wellsee. Im Verlauf der Vorprüfung konnte keine Fläche als geeigneter 
Standort identifiziert werden.  

Vor diesem Hintergrund wurde die erforderliche Flächengröße auf 2,1 ha reduziert und 
es wurden weitere 12 Standorte geprüft. Ergebnis dieser Prüfung war die Eignung von 
4 Teilbereichen, welche im weiteren Prozess einer Detailprüfung unterzogen wurden: 

1. Fläche südlich der Johanna-Mesdorf-Schule 

2. Fläche am Hansaring Nord kombiniert mit einer Fläche im Goerdelerring-West 

3. Fläche im Goerdelerring-West in Kombination mit einer Fläche im Goerdeler-
ring-Ost 

4. Fläche am Kölenberg 

Die potenziellen Schulstandorte 2-4 weisen erhebliche topografische Herausforderun-
gen auf. Darüber hinaus widerspricht das erforderliche großmaßstäbliche Gesamtkon-
zept aus Schulgebäude(n), Sporthalle und Sportaußenanlagen dem umgebenden Ge-
bietscharakter und der unmittelbar angrenzenden Bebauungsstruktur und wurde somit 
als stadträumlich ausgesprochen problematisch bewertet. 
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Der Standort südlich der Johanna-Mesdorf-Schule wurde eindeutig als am besten ge-
eignet identifiziert. Grundlage dafür ist die Verlagerung eines Teils der hier vorhande-
nen Sportanlagen in den Bereich nördlich der Bereichsplanung Meimersdorfer Höhen. 

Als Voraussetzung 

 

 für die Entwicklung einer weiterführenden Schule im Kieler Süden wurde im Frühjahr 
2024 ein Letter of Intent zwischen dem Verein Rot-Schwarz-Kiel und der Landeshaupt-
stadt Kiel beschlossen (Drs.0257/2024). Hierin sind verbindliche Absichtserklärungen 
für die gemeinsame Planung und den Umsetzungsprozess formuliert. 

Grundlegende Planungsmaßgaben beschreiben, dass die für die Planung benötigten 
Flächen von Rot-Schwarz Kiel ganz oder in Teilen der Landeshauptstadt Kiel zur Ver-
fügung gestellt werden. Für derzeitig im Bereich Birkenstadion befindliche Sport- und 
Vereinsflächen, die dem Neubau von Schule und Sporthalle weichen müssen, wird ein 
vollständiger Ersatz im Entwicklungsgebiet Meimersdorfer Höhen geleistet. Das Groß-
spielfeld mit Flutlichtanlage steht dem Verein Rot-Schwarz-Kiel weiterhin außerhalb der 
Schulzeiten zur Verfügung.  

Die Landeshauptstadt Kiel verpflichtet sich, vor Beginn der Inanspruchnahme des heu-
tigen Geländes von Rot-Schwarz-Kiel am Bustorfer Weg die dort abgängigen Sportan-
lagen inklusive Vereinsheim, Erschließung und Stellplätzen voll funktionstüchtig am 
neuen Standort herzustellen.  

Darüber hinaus wurde eine teilweise Mitnutzung der neuen Schulsporthalle durch den 
Verein in Abstimmung mit dem Schulbetrieb beschlossen. Des Weiteren sollen Umklei-
deräume und Duschen für den Verein separat von außen zugänglich realisiert werden, 
sowie Lagerräume für die Unterbringung von mobilen Sportgeräten.  

Die notwendigen Maßnahmen, deren Herstellung und die Übernahme der Kosten wer-
den ebenfalls im Letter of Intent zwischen dem Verein Rot-Schwarz-Kiel und der Lan-
deshauptstadt Kiel geregelt.  

2.2.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Die für die Bauleitpläne maßgebenden Ziele und Grundsätze sind unter anderem im 
Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 (LEP) vom 17. De-
zember 2021 dargelegt. 

Im Sinne des Grundsatzes einer nachhaltigen Stadtentwicklung wird dieser durch eine 
verstärkte Nutzungsmischung erreicht. Diese beinhaltet eine gute Einbettung von Nah-
versorgungsangeboten, Arbeitsstätten, Bildungsangeboten, Kindertages- bezie-
hungsweise Pflegeeinrichtungen sowie privaten und öffentlichen Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge in die Wohngebiete (LEP 3.9). Darüber hinaus ist der zum Zeitpunkt der 
Rechtskraft des Bebauungsplanes wirksame Regionalplan sowie der in Aufstellung be-
findliche Regionalplan zur Anwendung zu bringen. 

Aus dem aktuell gültigen Regionalplan sind die Ziele der Raumordnung zu beachten 
(also verbindlich anzuwenden) und Grundsätze zu berücksichtigen (also abzuwägen). 
Aus dem aktuellen Regionalplanentwurf sind formell die darin enthaltenen Ziele zu be-
rücksichtigen. Es empfiehlt sich aber, auch schon die im Regionalplanentwurf enthalte-



Landeshauptstadt Kiel Begründung zum Bebauungsplan Nr. 1043 

 

9 

nen Grundsätze zu berücksichtigen, da während des Aufstellungsverfahren der Bau-
leitplanung der bisherige Regionalplanentwurf beschlossen werden und somit in der 
Rechtswirkung den bisher gültigen Regionalplan ersetzen kann.  

 

Regionalplan für den Planungsraum III (Schleswig-Holstein Mitte, Fortschreibung 2000) 
– aktuell gültig 

Der Regionalplan für den Planungsraum III stellt die Landeshauptstadt Kiel entspre-
chend dem Landesentwicklungsplan als Oberzentrum dar. Das Plangebiet liegt im bau-
lich zusammenhängenden Siedlungsgebiet eines zentralen Ortes und wird in Teilen 
überlagert durch eine symbolhaft dargestellte Grünzäsur (als Ziel der Raumordnung). 

Das System der regionalen Grünzüge und Grünzäsuren soll als regionalplanerisches 
Instrument zur Sicherung von Freiräumen und Freiraumfunktionen auch der Erhaltung 
der Funktionsfähigkeit des dichtbesiedelten Raumes um Kiel dienen.  

Aufgrund der Lage der Grünzäsur und der Lage der geplanten Bebauung besteht kein 
Konflikt zu diesem Ziel der Raumordnung, da die Grünzäsur in ihrer Wirkung bestehen 
bleiben wird.  

 

 
Abbildung 1: Ausschnitt aus dem Regionalplan III, Fortschreibung 2000 

Neuaufstellung Regionalplan für den Planungsraum II (2. Entwurf 2025) 

Ebenfalls zu berücksichtigen ist der in Neuaufstellung befindliche 2. Entwurf des Regi-
onalplans für den Planungsraum II. Nach dessen Rechtskraft wird er den derzeitigen 
Regionalplan für den Planungsraum III ersetzen. 

Das Plangebiet liegt im baulich zusammenhängenden Siedlungsgebiet eines zentralen 
Ortes und wird am Rande gestreift durch ein Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft 
(Grundsatz der Raumordnung). 
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Das Vorbehaltsgebiet und seine Funktionen sind von der Planung aber aufgrund der 
konkreten Abgrenzung des Vorbehaltsgebiets und dem Abstand zur geplanten Bebau-
ung nicht betroffen. Es besteht also auch kein Konflikt zwischen der vorgelegten Pla-
nung und dem Regionalplanentwurf.  

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus Neuaufstellung Regionalplan für den Planungsraum II (2. Entwurf 2025) 

 

Ergebnis und Ausblick: 

Maßgeblich ist der Stand der Regionalplanung zum Zeitpunkt des Beschlusses des 
Bebauungsplans. Die im Regionalplan festgelegten Ziele sind daher bereits jetzt ver-
bindlich zu beachten; die geltenden Grundsätze der Raumordnung werden frühzeitig 
und angemessen in der Planung berücksichtigt. 

Mit Blick auf den aktuell noch gültigen Regionalplan für den Planungsraum III aus dem 
Jahr 2000 sowie den Regionalplanentwurf aus 2025 steht das Vorhaben keinen Erfor-
dernissen (Zielen und Grundsätzen) der Raumordnung entgegen. Das Vorhaben kann 
daher in diesem Sinne umgesetzt werden. 

2.2.2 Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Kiel (Fassung 2000) ist die Fläche als 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ dargestellt. Es handelt sich um städ-
tische Grundstücke, die bislang als Sportanlagen mit zugeordneten Stellplätzen und für 
ein Vereinsheim genutzt werden.  

 
Die geplante Errichtung einer weiterführenden Schule mit Sporthalle widerspricht den 
Darstellungen des Flächennutzungsplans, weshalb die Aufstellung der 46. Änderung 
des Flächennutzungsplanes erforderlich ist. Die 46. Änderung des Flächennutzungs-
planes wird im Parallelverfahren mit dem Bebauungsplan Nr. 1043 aufgestellt. Hierbei 
wird die Fläche, auf der die neue Schule mit der Sporthalle errichtet werden soll, als 
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Fläche für Gemeinbedarf mit dem Symbol „Schule“ dargestellt. Das Symbol für Sport-
platz wird entsprechend in den Bereich des Sportplatzes am Bustorfer Weg verscho-
ben. 

 

 

Abbildung 4: Geplante 46. Änderung des Flächennutzungsplans  

 

Aufgrund der 3. Änderung des FNP zur Aufstellung der Bebauungspläne Nr. 935a-c, 
Meimersdorf, westlich des Sportplatzes zwischen Eisenbahn und Kieler Weg, wurde 
der Landschaftsplan südlich und außerhalb des Plangebiets redaktionell angepasst. 
Die Grünzäsur am Solldieksbach zwischen den Neubauflächen und Neumeimersdorf 
wurde im Zuge der Anpassung zwar räumlich eingeengt, bleibt jedoch in ihrer Funktion 
erhalten und ist von dieser Planung nicht beeinträchtigt.  

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan (2000)  



Landeshauptstadt Kiel Begründung zum Bebauungsplan Nr. 1043 

 

12 

2.2.3 Landschaftsplan 

Dem Landschaftsplan wurde am 04.12.2000 von der Ratsversammlung mit Selbstbin-
dungswirkung zugestimmt. Aufgabe ist die Darstellung der örtlichen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege. Die Ziele zur umweltverträglichen Entwicklung der Landeshauptstadt Kiel wer-
den nach den Schutzgütern gemäß Naturschutzgesetzgebung konkretisiert. 

Der Zielplan des Landschaftsplans der Landeshauptstadt Kiel stellt die Fläche des 
Plangebiets als Grünfläche mit der Signatur für Sportplatz dar.  

Im Norden grenzen am sogenannten Fuchsberg Flächen von Wohn-, gemischten Bau-
flächen und Flächen für den Gemeinbedarf an, in denen wenige landschaftsprägende 
Gehölze und Knickstrukturen vermerkt sind.   

Im südlichen Bereich des Plangebiets entlang des Solldieksbachs sind Vorrangflächen 
für den Naturschutz, Wald, Knickstrukturen, allgemeine Grün- und Freiflächen, Flächen 
für Maßnahmen zur Verbesserung von Fließgewässern und dem Erhalt und der Ent-
wicklung örtlicher Verbundstrukturen dargestellt. Zusätzlich sind im Südosten und Süd-
westen des Plangebiets der Schutz hoch anstehenden Grundwassers und Böden mit 
Bedeutung für die Grundwasserneubildung vermerkt. 

Westlich vom Solldieksbach verbindet ein Wanderweg den Bustorfer Weg mit der öf-
fentlichen Grünfläche im Norden zwischen der Eisenbahn und dem Kieler Weg, die im 
Landschaftsplan als Vorrangflächen für den Naturschutz dargestellt sind. Weitere Wan-
derwege verlaufen von Nord nach Süd entlang des Kieler Wegs und Bustorfer Wegs. 
Die Fachkarten des Landschaftsplans beinhalten folgende, für das Bebauungsplange-
biet relevante Aussagen: in der Karte 4 Maßnahmen und Priorität Oberflächengewäs-
ser werden Maßnahmen entlang des Solldieksbach mit hoher Priorität dargestellt. Karte 
8 Lebensräume stellt die Fläche des Vereinsheims als sonstige Fläche mit Bedeutung 
für den Arten- und Biotopschutz dar.  

Die in Aufstellung befindliche Bauleitplanung steht im Widerspruch zum Landschafts-
plan. Die Ziele der Flächennutzungsplanänderung werden aber gegenüber denen des 
bestehenden Landschaftsplans als vorrangig gewertet. Die Änderung des Landschafts-
plans ist für die bereits begonnene (Gesamt-)Fortschreibung des Landschaftsplans vor-
gesehen.  
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Abbildung 5: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan mit Geltungsbereich B-Plan 

 

2.2.4 Angrenzende Bebauungspläne 

Das Plangebiet ist unmittelbar umgeben von drei rechtskräftigen Bebauungsplänen Nr.  
835c, 853d und 853f die in erster Linie die Entwicklung neuer Wohngebiete festsetzen. 
In dem unmittelbar nördlich angrenzenden B-Plan 853f wurde außerdem eine Grund-
schule geplant und realisiert. Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 1034, 
südöstlich des Geltungsbereichs für die Weiterführende Schule soll eine Siedlungsent-
wicklung mit ca. 2250 Wohneinheiten und notwendigen sozialen Einrichtungen ermög-
lichen. 

2.2.5 Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEKK) 

Im Frühjahr 2009 hat die Ratsversammlung der Stadt Kiel die strategischen Ziele der 
Stadtentwicklung, an denen sich künftig die kommunalen Handlungsschwerpunkte aus-
richten, neu bestimmt. Im Zuge dieser Neuausrichtung wurde das seit 2006 bestehende 
Stadtentwicklungsproramm (STEP) zu einem Integrierten Stadtentwicklungskonzept 
für die Landeshauptstadt Kiel weiterentwickelt. Wesentliche Inhalte des INSEKK sind 
neben der Benennung strategischer Ziele (soziale Stadt, kinderfreundliche Stadt, Kli-
maschutzstadt, kreative Stadt, innovative Stadt) und Querschnittsziele (Haushaltskon-
solidierung, Öffentlichkeitsbeteiligung und Verwaltungsmodernisierung, Geschlechter-
gerechtigkeit, die Chancen des Demographischen Wandels gestalten) die Identifizie-
rung räumlicher Entwicklungsschwerpunkte mit entsprechenden Schlüsselprojekten. In 
diesen Entwicklungsschwerpunkten wird die Stadt vorrangig tätig, um einerseits die Be-
nachteiligungen und Mängel zu beheben und andererseits ihre Potentiale und Allein-
stellungsmerkmale in Wert zu setzen. 
 

Im Entwicklungsschwerpunkt „Kieler Süden“ sollen durch ein großes vorliegendes Flä-
chenpotenzial Wohn- und Gewerbebedürfnisse in Kiel abgedeckt, Defizite behoben 
und die Kieler Bevölkerungsentwicklung stabilisiert werden. Zudem zielt die Entwick-
lung auf die Auf- und Vorbereitung von weiteren Potenzialflächen für Wohnen in den 
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Gebieten Meimersdorf und Wellsee ab. Zugleich soll vorhandene Infrastruktur ausge-

baut und verbessert werden.  

 

2.2.6 Schulentwicklungsplanung 
Am 15.09.2022 wurde von der Ratsversammlung eine Priorisierung der Umsetzung 
und Vorbereitung von Schulbaumaßnahmen beschlossen (Drucksachennummer 
0606/2022). Unter dem Antragspunkt 2 „Ebenfalls fortzuführen sind die Projektent-
wicklungen für“: ist unter Punkt 3 die „neue weiterführende Schule im Kieler Süden“ 
benannt. Die Hintergründe hierfür werden in der Begründung folgendermaßen be-
schrieben: 

Seit mehreren Jahren treibt die Stadt Kiel die Siedlungsentwicklung im Kieler Süden 
„Meimersdorfer Höhen“ voran, um den steigenden Bedarf an Wohnraum decken zu 
können.  

Aufgrund der Neubautätigkeit ist auf jeden Fall mit steigenden Schüler*innenzahlen im 
Kieler Süden zu rechnen. Auch wenn aktuell nicht abschließend dargelegt werden 
kann, wie stark der Schüler*innenzuwachs aus dem Neubaugebiet sein wird, wird auf-
grund einer Bevölkerungsprognose davon ausgegangen, dass in den drei südlichen 
Grundschulbezirken der Johanna-Mestorf-Schule, der Grundschule Kronsburg sowie 
der Grundschule Wellsee bereits jetzt so viele Kinder der betreffenden Altersklasse 
leben, dass die Einrichtung einer weiterführenden Schule für diesen Bereich auch 
ohne zusätzliche Wohneinheiten gerechtfertigt wäre. Rechnerisch könnte die erwar-
tete Anzahl an Schüler*innen eine vierzügige weiterführende Schule mit dreizügiger 
Oberstufe füllen. 

Die Errichtung einer neuen weiterführenden Schule im Kieler Süden verfolgt drei As-
pekte: 

Eine bessere wohnortnahe Versorgung: Auch, wenn den Schüler*innen die Auswahl 
der weiterführenden Schule stadtweit freisteht und ihnen weitere Wege zugemutet 
werden können, ist davon auszugehen, dass Wohnortnähe ein wichtiges Entschei-
dungskriterium ist.  

Schaffung weiterer Schulplätze, um die Beschulung sicherzustellen: Laut einer stadt-
weitern Schüler*innenprognose wird bis 2029 von ca. 900 zusätzlich benötigten 
Schulplätzen ausgegangen.  

Eine Verbesserung der räumlichen Situation und damit der Lern- und Lehrbedingun-
gen an den weiterführenden Schulen im Kieler Stadtgebiet: Schüler*innen, die an der 
neuen weiterführenden Schule im Kieler Süden unterrichtet werden, entlasten andere 
Schulstandorfe und ermöglichen dort Unterricht in pädagogisch sinnvoller Klassen-
größe, bieten Platz für Sonderbedarfe und nicht zuletzt bessere Voraussetzungen für 
den Lehrkörper.  
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2.2.7 Freiräumliches Leitbild 

Im Jahre 2007 wurde durch die Interkommunale Arbeitsgemeinschaft Kiel und Umland 
ein gemeinsames Freiräumliches Leitbild erarbeitet. Dieses Leitbild stellt ein grünes 
Grundgerüst dar, an dem sich die städtebauliche Entwicklung orientieren soll. Es baut 
auf den Landschaftsplänen der Gemeinden und der regionalen Planung auf. Dargestellt 
sind die Grundzüge des Grün-Ring-Systems mit seinen Querverbindungen in die Land-
schaft. Grundsätzlich sollen die Flächen des Leitbildes nach Möglichkeit frei gehalten 
werden von Bebauung. Das Freiräumliche Leitbild Kiel und Umland soll bei allen Pla-
nungen und Vorhaben der beteiligten Gemeinden berücksichtigt werden. 

 
Der Kieler Süden bzw. die Meimersdorfer Höhen weisen eine Vielzahl erhaltenswerter 
Strukturen auf. Dazu zählen hochwertige, strukturreiche, hügelige Moränenbereiche mit 
Quellbereichen. Darüber hinaus prägt den Kieler Süden ein ausgeprägtes Knicknetz 
sowie zahlreiche Feuchtweidengebüsche und Kleingewässer. 

Das Entwicklungsziel ist der Erhalt und die Entwicklung der hochwertigen Biotope so-
wie des Strukturreichtums im Bereich Meimersdorfer Hänge und Meimersdorfer Kop-
peln. 

Maßnahmen sollen die Errichtung bzw. Optimierung von Pufferzonen um die Biotop-
komplexe mithilfe von Landwirtschaftlichen Flächen und anschließender Neuwaldbil-
dung beinhalten, wodurch Waldkorridore und Knickstrukturen gefördert werden. 

 
Abbildung 6: Ausschnitt aus dem Freiräumlichen Leitbild 

Die in Aufstellung befindliche Bauleitplanung steht im Widerspruch zum freiräumlichen 
Leitbild. Die Ziele der Flächennutzungsplanänderung werden aber gegenüber denen 
des freiräumlichen Leitbilds als vorrangig gewertet.  
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2.2.8 Teilräumliche Entwicklungsplanungen 
Der Kieler Süden stellt derzeit den größten Kieler Entwicklungsraum dar mit rund 2.250 
geplanten Wohneinheiten. Angesichts der landschaftlich attraktiven Lage im Kieler Sü-
den mit ihrer bewegten Geländetopografie und ihren prägenden Freiraumelementen, 
wie beispielsweise den Knickstrukturen, sollen bei der Quartiersentwicklung die Vor-
züge von Stadt und Dorf miteinander verbunden werden: Auf der einen Seite vielfältige 
Wohntypologien und eine „Neue Mitte“ auf der anderen Seite kleinteilige Nachbarschaf-
ten mit starkem Landschaftsbezug. Das Entwurfsprinzip folgt daher einem klaren Motiv: 
Ein kompaktes Zentrum, das sich um eine zentrale Grünzunge legt und eine Dichte, die 
zu den Rändern hin abnimmt. Die Nachbarschaften rund um das Zentrum werden über 
Grünfinger gegliedert und an die offene Landschaft angebunden. Prägendes Element 
sind hierbei die Knicks, die die Quartiere und Erschließungen gliedern, ein durchgängi-
ges Grünflächen- und Wegesystem bilden und mit der umliegenden Landschaft verbin-
den. Die Grünzone nimmt die sanft geschwungene Topografie auf, ermöglicht neben 
vielen weiteren Funktionen wie Naherholung, Kinderspiel und Klimaschutz auch die 
Entwässerung des Gebietes und bindet die Bildungseinrichtungen an die Sportflächen 
im Nordwesten an. Durch die im Juni 2022 von der Ratsversammlung beschlossene 
Zielsetzung, eine Freihaltetrasse für ein hochwertiges ÖPNV-System in den Stadtteil 
zu integrieren (Drs.0462/2022), ergab sich die Chance, die Gesamtplanung in Hinblick 
auf Erschließung, Zentrumsfunktionen und Dichte noch einmal zu überprüfen und wei-
terzuentwickeln. Insbesondere im zentralen Bereich ist die Anpassung sichtbar. 

Die Meimersdorfer Höhen werden als verdichtetes, sozial durchmischtes Wohnquartier 
geplant, welches durch einen zentralen Grünraum gegliedert wird und mithilfe multico-
dierter Flächen sowohl Naherholung mit Spiel- und Sportflächen als auch die Regen-
wasserrückhaltung integriert. In dem neuen Baugebiet werden unterschiedliche Wohn-
formen kombiniert. Als Infrastruktur werden Kinderspielplätze, sechs Kitas, eine Grund-
schule sowie fußläufige Einkaufsmöglichkeiten geplant. Im Bebauungsplangebiet Mei-
mersdorfer Höhen sind Flächen für einen möglichen Stadtbahnanschluss sowie drei 
zentrale Mobility Hubs vorgesehen. 

 

2.2.9 Hochbauliches Qualifizierungsverfahren 

Vor dem bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren soll ein hochbauliches Qua-
lifizierungsverfahren für die weiterführende Schule auf Grundlage des Bebauungspla-
nes durchgeführt werden. 

2.3 Verfahren 

2.3.1 Verfahrensschritte 

Der Aufstellungsbeschluss für den qualifizierten Bebauungsplan Nr. 1043 „Weiterfüh-
rende Schule Kieler Süden“ wurde am 05.09.2024 im Bauausschuss beschlossen (Drs. 
0867/2024). Der Aufstellungsbeschluss zur 46. Änderung des Flächennutzungsplanes 
wurde ebenfalls am 05.09.2024 im Bauausschuss (Drs.0867/2024) beschlossen sowie 
in der Ratsversammlung am 10.09.2024 (Drs. 0866/2024). Die gemeinsame Bekannt-
machung erfolgte am 02.10.2024. 
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Es handelt sich um ein vollumfängliches Parallelverfahren inklusive Umweltprüfung ge-
mäß § 2 Abs.4 BauGB. 

2.3.2 Kinder- und Jugendbeteiligung 

Bei der Öffentlichkeitsbeteiligung zu Bauleitplanungen sind nach § 3 Abs.1 Satz 2 
BauGB auch Kinder und Jugendliche in die Unterrichtung und Erörterung der Planung 
einzubeziehen. § 47 f der Gemeindeordnung (GO) für Schleswig-Holstein sieht darüber 
hinaus eine angemessene Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei denjenigen 
Planungen und Vorhaben vor, die deren Interessen berühren. 

Bei der Planung der weiterführenden Schule mit Sporthalle sind die Interessen von Kin-
dern und Jugendlichen berührt. Im Laufe des Verfahrens wird geprüft, ob durch die 
Landeshauptstadt Kiel ein besonderes Beteiligungsverfahren für Kinder und Jugendli-
che durchgeführt werden wird. 

3. PLANGEBIET 

3.1 Lage / Abgrenzung / Größe / Eigentumsverhältnisse 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Kiel–Neumeimersdorf zwischen dem Kieler Weg und 
der Bebauung Sandkoppel im Norden, dem Bustorfer Weg im Süden und dem 
Solldieksbach im Westen. 

 
Abbildung 7: Lage des Bebauungsplanes Nr. 1043 (Kartengrundlage Landeshauptstadt Kiel) 
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Abbildung 8: Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1043  

 

3.2 Bestandssituation 

Die Fläche des künftigen Bebauungsplanes Nr. 1043 „Weiterführende Schule Kieler 
Süden“ liegt im Stadtteil Meimersdorf im Freiraum zwischen Solldieksbach und Bustor-
fer Weg. Bislang befinden sich auf diesem Grundstück Sportanlagen mit zugeordneten 
Stellplätzen und ein Vereinsheim. Nördlich vom künftigen Baugebiet grenzt die Jo-
hanna-Mestorf-Schule an. Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 4,1 Hektar. 
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Abbildung 9: Bestandssituation des Plangebiets mit Umgebung (Kartengrundlage Landeshauptstadt Kiel ) 

 

3.3 Städtebauliche / räumliche Analyse 

Direkt angrenzende Bebauung ist lediglich nördlich des Plangebiets vorhanden. Nörd-
lich des vorhandenen und auch zukünftig verbleibenden Sportplatzes grenzen Wohn-
bebauung sowie die Kita „Kinderdorf“ an. Die Böschungshöhe zwischen Plangebiet und 
den nördlich angrenzenden Wohngrundstücken beträgt am extremsten Punkt 4 m.  

Nördlich der geplanten überbaubaren Grundstücksfläche für die weiterführende Schule 
und deren Sporthalle befindet sich die bestehende Sporthalle der Johanna-Mestorf-
Schule.  

Mit einer geplanten Gebäudehöhe der neuen Schule von max. 12 m über Gelände 
(max. 46 m über NHN) wird von einem maximal dreigeschossigen Baukörper ausge-
gangen, der für die Unterbringung der erwarteten Schüler*innenzahlen erforderlich ist. 
Für die Sporthalle ist eine Höhe von 10 Meter über Gelände zulässig (max. 44m über 
NHN), was dem üblichen Maß einer Dreifeldhalle entspricht. Mit dieser Höhenentwick-
lung passt sich die geplante Neubebauung der Höhenstruktur der benachbarten Jo-
hanna-Mestorf-Schule an.  

 

3.4 Erschließung 

Die Erschließung erfolgt von Norden über den Kieler Weg und von Süden über den 
Bustorfer Weg. Vom Bustorfer Weg sind die den Sportplätzen zugeordneten Stellplatz-
anlagen zu erreichen. 
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3.5 Naturräumliche Situation  

Das Plangebiet ist naturräumlich überwiegend durch Sportnutzungen charakterisiert. 
Dominant sind artenarme Rasenflächen der Sportanlagen sowie punktuelle Versiege-
lungen durch das Vereinsheim, das Baseballfeld mit Nebenanlagen und einen Erschlie-
ßungsweg mit verdichteten Stellplatzflächen. Entlang der Stellplätze und des Weges 
bestehen Pflanzungen aus Ausgleichsbäumen, die gemeinsam mit umlaufenden 
Baumreihen und Gehölzstreifen eine Einbindung des Gebiets in die umgebende Land-
schaftsstruktur bewirken. 

Die randlichen und angrenzenden Bereiche weisen eine deutlich höhere naturräumli-
che Bedeutung auf: Westlich schließt der aktuell renaturierte Solldiecksbach an, wäh-
rend die Gehölzflächen im Westen und Süden als Wald einzustufen sind. Insbesondere 
die nördlich und östlich gelegenen Gehölzstrukturen auf Böschungen stellen potenziell 
wertvollere Habitatstrukturen dar; hier ist möglicherweise ein geschützter Steilhang im 
Binnenland vorhanden. Auch die übrigen Rand- und Saumstrukturen des Plangebiets 
könnten eine erhöhte ökologische Funktion übernehmen und werden in der aktuellen 
Vegetationsperiode im Rahmen der Artenschutzprüfung detailliert erfasst. 

3.6 Datenerhebungen / -analysen  

Siehe die Aussagen unter 2.2.6 zur Schulentwicklungsplanung 

4. PLANINHALT UND FESTSETZUNGEN 

4.1 Planvorhaben / städtebauliches Konzept / Planungsalternativen 

Nach den bisherigen Annahmen geht die städtische Immobilienwirtschaft von einer 
vierzügigen Gemeinschaftsschule mit einer dreizügigen Oberstufe (860 Schülerinnen 
und Schüler) und einer dreiteiligen Sporthalle aus. Daraus ergeben sich folgende Flä-
chen: 

• Teilgrundstück (ohne Sportplatz): ca. 21.000 m² 

• Bebauter Flächenanteil ca. 5.800 m² 
davon  
ca.70% extensive Dachbegrünung: 4.000 m² 

• Schulhof: ca. 4.500 m²,  
davon:  
befestigte Fläche: 2.500 m² 
wassergebundene Fläche: 1.000 m² 
Grünflächen: 1.000 m² 

• befestigte Zufahrten und Zugänge: ca. 2.000 m² 

• befestigte 30 PKW-Stellplätze: ca. 600 m² 

• befestigte 350 Fahrradabstellplätze: ca. 600 m² 

• Grünflächen: ca. 7.500 m² 
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Abbildung 10: Vorentwurf der Immobilienwirtschaft zur Darstellung der Machbarkeit (Kartengrundlage Landeshaupt-
stadt Kiel) 

Der größte Teil des Geltungsbereichs ist als Fläche für Gemeinbedarf festgesetzt, im 
nord-westlichen Bereich mit der Zweckbestimmung „Schule und Sporthalle“. Die Fest-
setzung der maximal zu realisierenden Grundfläche von 6.000 qm orientiert sich am 
Testentwurf der Immobilienwirtschaft vom 15.11.2024 (Abbildung 10).  

Der östliche Teilbereich der Gemeinbedarfsfläche hat die Zweckbestimmung „Stell-
plätze für Sportplatz und Schule“. Je nach Tageszeit steht die Stellplatzfläche für ver-
schiedene, jeweils relevante Nutzungen insbesondere durch Schule bzw. den Verein 
Rot-Schwarz zur Verfügung.  

Der ligataugliche Sportplatz wird als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ 
festgesetzt mit dem Ziel, ihn auch zukünftig als unversiegelten Rasenplatz zu erhalten. 

Für die zukünftige Schule mit Sporthalle gibt es aktuell lediglich Rahmendaten. Ein kon-
kreter städtebaulich / hochbaulicher Entwurf soll in einem Qualifizierungsverfahren ent-
wickelt werden und folgt erst zu einem späteren Zeitpunkt.  

Im vorliegenden Testentwurf vom 15.11.2024 werden gewünschte städtebauliche 
Grundprinzipien berücksichtigt. Ergänzend zur Schule ist eine Mensanutzung geplant, 
für die eine möglichst direkte Anlieferung vom Kieler Weg möglich sein muss. Der 
Schulhof soll naturnah gestaltet werden und sich nach Süden zum Solldieksbach auch 
innerhalb des Waldabstandsstreifens entwickeln. Die Sporthalle mit Umkleideräumen 
und Duschen wird idealerweise direkt angrenzend an den Sportplatz realisiert, um 
kurze Wege für den Schul- sowie den Vereinssport zu ermöglichen.  

Im Bebauungsplan wird eine extensive Dachbegrünung von 70% der Dachflächen ge-
fordert. Damit sollen ökologische, stadtklimatische und gestalterische Ziele im Sinne 
eines städtebaulichen Einfügens in die Umgebung berücksichtigt werden. 
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4.2 Erschließungskonzept 

Die Erschließung des Grundstückes für Pkw und Lieferverkehre erfolgt über die bereits 
vorhandenen Zufahrten. Vom Kieler Weg im Norden ist eine direkte Zufahrt zur Schule 
bzw. den dort anzusiedelnden Stellplätzen vorgesehen. Über den Bustorfer Weg im 
Süden wird der hier bereits vorhandene Stellplatz des Sportplatzes erreicht.  

Die Zuwegung für den Fuß- und Radverkehr ist sowohl vom Kieler Weg als auch vom 
Bustorfer Weg aus möglich. 

Die Einleitung des Regenwassers muss in den Solldieksbach erfolgen. Der Schmutz-
wasserkanal kann an einen vorhandenen Schacht angeschlossen werden. 

 

4.2.1 Verkehrliche Erschließung inkl. ruhendem Verkehr / Mobilitätsgutachten (siehe 
Quellenverzeichnis) 

Mit der neuen weiterführenden Schule sind zusätzliche Verkehre im Umfeld des Plan-
gebietes durch Mitarbeitende, Besucher*innen, Elterntaxi-Verkehre, Busverkehr, Lie-
ferverkehr und Ver- und Entsorgung zu erwarten.  

In einem Mobilitätsgutachten werden auf Basis von Schulwegprognosen für die einzel-
nen Verkehrsarten (Fuß, Rad, ÖPNV, Kfz) potenzielle Konfliktbereiche untersucht und 
daraus Handlungsfelder für die Schulwegplanung abgeleitet. Außerdem erfolgt eine Ab-
schätzung der verkehrlichen Wirkung weiterer Nutzungen wie des Sportplatzes. 

Bei den Prognosen spielt eine Rolle, ob die bestehende Gemeinschaftsschule in 
Flintbek zukünftig eine gymnasiale Oberstufe erhalten wird oder nicht. In letzterem Fall 
wird von einer stärkeren ÖPNV-Nutzung ausgegangen bei entsprechendem Angebot 
und Kapazitäten. Mit dem ohnehin geplanten Ausbau des Bustorfer Weges bestehen 
Überlegungen, die vorhandenen Buslinien auf dem Kieler Weg zukünftig teilweise auf 
den Bustorfer Weg zu verlegen. Zudem sind punktuell Verstärkerfahrten für Schulwege 
geplant. 

Zusätzlich zur Nutzung des geplanten Parkplatzes auf dem Schulgrundstück mit Zu-
fahrt vom Kieler Weg wird empfohlen, während der Schulzeiten den südlichen Parkplatz 
am Sportplatz mit Zufahrt vom Bustorfer Weg zu nutzen. Damit wären nicht nur die 
nach Stellplatzrichtline für Schulen erforderlichen Stellplätze zu realisieren, sondern es 
könnten darüber hinaus prognostizierte Kfz-Verkehre der Schule aufgenommen wer-
den. 

Untersucht wird auch die Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes Lütt Steenbusch / 
Bustorfer Weg. Der Knotenpunkt wird als leistungsfähig beurteilt.  

Zusätzlich werden im näheren Umfeld der geplanten Schule zehn potenzielle Konflikt-
punkte untersucht und jeweils Maßnahmen formuliert, die hier vorbeugend wirken kön-
nen (z.B. Einbau zusätzlicher Verkehrszeichen, Verringerung des Tempos für Kfz bis 
hin zu Vorschlägen für bauliche Maßnahmen). 

In einer Verkehrsmodellierung werden hochfrequentierte Schulwege identifiziert. Hie-
raus lassen sich z.B. Maßnahmen wie Tempo 30 Zonen oder neue Querungen ableiten. 
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Neben den Handlungsempfehlungen für Konfliktpunkte werden Maßnahmen für das 
gesamte Schulwegnetz beschrieben. Diese reichen von der Stärkung des ÖPNV durch 
Attraktivierung der Haltestellen mit Witterungsschutz, Beleuchtung und Sitzgelegenhei-
ten, ausreichende Beleuchtung für Radschulwege bis hin zu baulicher Ergänzung feh-
lender Gehweganlagen. 

  

Für das Bebauungsplangebiet selbst sind die wichtigsten Empfehlungen: 

 Eine Befahrung des Schulgrundstückes durch Elterntaxis soll ausgeschlossen 
werden. 

 Die Erschließung für den Fuß- und Radverkehr hinsichtlich der Durchgängigkeit 
von Nord, West und Süd soll verbessert werden. 

 Abstellanlagen für den Radverkehr sollen witterungsgeschützt, d.h. überdacht 
sowie beleuchtet und mit befestigtem Boden ausgeführt werden. Das Angebot 
sollte ca. 430 Abstellmöglichkeiten berücksichtigen. 

 Erschließung durch LKW-Lieferungen sind möglichst ohne Konfliktflächen zum 
Schülerverkehr vorzusehen. 

 Bei der Dimensionierung von Wegen im B-Plan-Gebiet ist mit Binnenverkehren 
des Radverkehrs zu rechnen – mögliche Konflikte für Fuß- und Radverkehr auf 
dem Schulhof müssen berücksichtigt werden. 

 Wegebeziehungen sind in späteren Planstufen beleuchtet, barrierefrei und mit 
Winterdienst zu planen. 

 Schüler*innenverkehr (Fuß- und Radverkehr) muss von beiden Seiten, Kieler 
Weg und Bustorfer Weg möglich sein.  

 Das Holen und Bringen der Schüler*innen sollte von Seiten des Bustorfer We-
ges über den Parkplatz der Sportanlagen abgewickelt werden. Der Parkplatz 
sollte entsprechend hergestellt werden.  

 Die Flächen für Fuß-, Rad- und KFZ sollten in den Einfahrtsbereichen (Bustorfer 
Weg und Kieler Weg) separiert sein.  

 

Durch diese empfohlenen verkehrsreduzierenden Maßnahmen wird auch bei diesem 
Projekt, wie bei der Neuplanung der Siedlungsentwicklung „Meimersdorfer Höhen“ ins-
gesamt, die Minimierung der Verkehrsbelastung im Ortsteil angestrebt.  

 

Die Auswirkung des Vereinssport auf der südlich im Bebauungsplan gelegenen Sport-
anlage hat aufgrund der Nutzungszeiten der Sportanlage aktuell keine relevanten Aus-
wirkungen im Zusammenhang mit der Nutzung der Schule.  

 

4.2.2 Technische Infrastruktur 

Entwässerung 
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Für die Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz liegt ein Nachweis nach A-RW1 vor 
(siehe Quellenverzeichnis). Für den Bebauungsplan Nr. 1043 wird eine Abweichung 
von etwas weniger als 5 Prozent zum natürlichen Referenzzustand in der Wasserhaus-
haltskomponente „Abfluss“ festgestellt. Die Wasserhaushaltskomponente „Verduns-
tung“ hat eine Abweichung von zwischen 5 und 15 Prozent zum natürlichen Referenz-
zustand und die Wasserhaushaltskomponente „Versickerung“ weist eine Abweichung 
von zwischen 5 und 15 Prozent auf.  

Die größte Abweichung ist maßgebend. Das Einzugsgebiet B-Plan 1043 ist somit Fall 
2: „Deutliche Schädigung des naturnahen Wasserhaushalts.“ 

Das Bodengutachten von 1980 belegt, dass die geotechnischen Bedingungen des Bau-
grundes Maßnahmen zur Versickerung des Regenwassers zulassen. In Anbetracht der 
Bodenverhältnisse, die im Gutachten festgestellt werden, wird die Planung auf das Mul-
den-Rigolen-Element zur Regenwasserversickerung ausgelegt. 

Das Mulden-Rigolen-Element wird aufgrund seines großen Speicherraums gewählt, da 
es sowohl oberirdisch als auch unterirdisch eine effiziente Versickerung des Regen-
wassers ermöglicht. Der Boden ist in dem entsprechenden Bereich ausreichend geeig-
net, um das Regenwasser über die Mulde und den Speicherraum zu versickern. 

Die Auswahl des Systems erfolgt, um sicherzustellen, dass die Entwässerung den An-
forderungen des Bodengutachtens entspricht und die Versickerung des Regenwassers 
auf effiziente und standortspezifische Weise erfolgt. 

4.2.3 Klimaschutz / Energieversorgungskonzept 

Die Ratsversammlung hat im November 2017 die neue Klimaschutzstrategie „Master-
plan 100 % Klimaschutz“ als Leitfaden für die klimafreundliche Stadtentwicklung be-
schlossen. Ziel ist es, sowohl den Endenergieverbrauch als auch den Ausstoß von kli-
maschädlichen Treibhausgas-Emissionen bis 2050 erheblich zu reduzieren und somit 
eine Klimaneutralität zu erreichen. 

Als eine der vorgesehenen Maßnahmen sollen bei der Ausweisung neuer Baugebiete 
Energieversorgungskonzepte erstellt werden, in deren Rahmen im Detail zu untersu-
chen ist, welche Form der Energieversorgung für das betreffende Gebiet die unter Be-
rücksichtigung wirtschaftlicher Aspekte nachhaltigste und zukunftsfähigste Lösung dar-
stellt. 

Sobald Infos zur Energieversorgung im BP 1043 „Meimersdorfer Höhen“ vorliegen, 
werden diese hier übernommen. 

Ein separates Energieversorgungskonzept für das Planungsgebiet ist nicht erforderlich, 
da die Klimaschutzanforderungen an Energieversorgung und –erzeugung beim Bau der 
Schule und der Sporthalle über den Kieler Energiestandard abgedeckt werden. 

Die Planung sieht darüber hinaus vor allem die folgenden Maßnahmen als Beitrag zum 
Klimaschutz auf lokaler Ebene vor: Festsetzungen zu Gründächern sowie Versickerung 
in einem Mulden-Rigolen-System. 

4.2.4 Löschwasser 

Wird nach TÖB-Beteiligung ergänzt. 
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4.3 Landschafts- und freiraumplanerisches Konzept 

Das grundlegende Landschafts- und freiraumplanerische Konzept sieht vor, den Wald-
abstand von Bebauung frei zu halten und abhängig von den Ergebnissen der Biotopty-
penkartierung, wertvolle Vegetationsbestände durch Festsetzung zu schützen. Darüber 
hinaus soll die Pflanzung einer Baumreihe zwischen Schul- und Sportfläche die Funk-
tionstrennung der Flächen hervorheben sowie notwendige Baumfällungen im Plange-
biet kompensieren.   

Das Landschafts- und freiraumplanerische Konzept wird im Rahmen des GOF weiter 
ausgearbeitet.   

4.4 Planungsrechtliche Festsetzungen 

4.4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Der gesamte nördliche und östliche Teil des Grundstücks wird als Fläche für Gemein-
bedarf dargestellt bzw. mit der Zweckbestimmung „Schule und Sporthalle“ bzw. „Stell-
plätze für Sportplatz und Schule“ festgesetzt. Die geplante Grundfläche beträgt ca. 
6.000 qm. Hierdurch wird sichergestellt, dass eine weiterführende Schule und eine 
Sporthalle realisiert werden können. Der Nachweis notwendiger Stellplätze ist innerhalb 
des Bebauungsplangebietes möglich. Der südwestliche Teil wird als Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Sportplatz“ festgesetzt bzw. dargestellt, um den hier bereits heute 
bestehenden Sportplatz planungsrechtlich zu sichern. 

4.4.2 Örtliche Bauvorschriften 

Die Dachflächen der vorgesehenen Bebauung von Schule und Sporthalle sind zu 70 % 
zu begrünen. 

4.4.3 Grünordnerische Festsetzungen 

Wird nach Fertigstellung des GOF ergänzt. 

 

5. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG  

Beschreibung der wesentlichen Planungsauswirkungen, z.B. ökonomisch, infrastruktu-
rell, verkehrlich, sozial, … 

5.1.1 Schalltechnische Untersuchung (siehe Quellenverzeichnis) 

Der Entwurf der Schalltechnische Untersuchung des Büros Lärmkontor (siehe Quellen-
verzeichnis) wird noch abschließend überarbeitet. Sobald die endgültige Fassung vor-
liegt, werden die Inhalte ergänzt. 

Bislang sind aus gutachterlicher Sicht keine Festsetzungen zum Schutz vor Lärm im 
Bebauungsplan notwendig. 

 

 

Auswirkungen auf das Plangebiet 
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z.B. Ergebnisse von Gutachten, Artenschutzbericht (wenn kein Umweltbericht erforder-
lich), etc. 

5.2 Auswirkungen auf die Umgebung 

z.B. Ergebnisse von Gutachten, Artenschutzbericht (wenn kein Umweltbericht erforder-
lich), etc. 

5.3 Ergebnisse der Umweltprüfung 

Fazit des Umweltberichts zu den Schutzgütern 

Text 

6. ABWÄGUNG 

Welches Gewicht wird auf die positiven und negativen Auswirkungen gelegt?  

Wie lautet das Abwägungsergebnis und warum? 

Wie sind die Ergebnisse des Umweltberichts eingeflossen (s. § 2.4 BauGB)? 

Text 

7. KOSTEN 

Durch die Planung werden folgende Kosten für Gutachten verursacht: 

Durch die Planung werden voraussichtlich folgende Bau- und Investitionskosten verur-
sacht:  

8. FLÄCHENZUSAMMENSTELLUNG 

Die im Gebiet festgesetzten Nutzungsarten weisen die folgenden Flächengrößen auf: 

Nutzung Größe in m² 

Gemeinbedarfsfläche (ergänzte 
Stellplatzfläche noch nicht berück-
sichtigt) 

24.680 

Grünfläche  16.753 

Gesamtfläche Bebauungsplan 41.433 
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9. RECHTSGRUNDLAGEN 

Rechtsgrundlagen für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1043 sind insbeson-
dere die folgenden Gesetze und Verordnungen in der jeweils geltenden Fassung. 

Baugesetzbuch (BauGB)  Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348). 

Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I 
Nr. 87). 

Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BImschG) 

Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84). 

Landesnaturschutzgesetz 
Schleswig-Holstein (LNatschG 
SH) 

Gesetz zum Schutz der Natur vom 24. Februar 
2010 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 
64 der Landesverordnung vom 30. September 
2024 (GVOBl. S. 734). 

Gesetz über die Landespla-
nung (LaplaG)  

Gesetz über die Landesplanung in der Fassung 
vom 27. Januar 2014 (GVOBl. S. 8), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 24. Mai 2024 (GVOBl. S. 
405). 

Landesbauordnung Schleswig-
Holstein (LBO SH) 

Landesbauordnung für das Land Schleswig-Hol-
stein in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
Juli 2024 (GVOBl. S. 504), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 
(GVOBl. S. 875, 928). 

Planzeichenverordnung 
(PlanzV) 

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 189). 

Technische Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm (TA Lärm)  

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 26. August 
1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503), geändert durch 
Verwaltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 
08.06.2017 B5).  

Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 
2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
348). 

Landes-UVPG-Gesetz Schles-
wig-Holstein (LUVPG) 

Landesgesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung vom 13. Mai 2003 (GVOBl. S. 246), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. 
September 2024 (GVOBl. S. 734). 
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Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) 

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der 
COVID-19-Pandemie vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 4. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
344). 
 

10. QUELLENVERZEICHNIS 

 Flächennutzungsplan (Landeshauptstadt Kiel, 2000) 

 Landschaftsplan (Landeshauptstadt Kiel, 2000) 

 Integriertes Stadtentwicklungskonzept Kiel (INSEKK) (Landeshauptstadt Kiel, 
2010) 

 Freiräumliches Leitbild Kiel und Umland (Interkommunale Arbeitsgemeinschaft Kiel 
und Umland, 2007) 

 Wohnbauflächenatlas – Ergebnistabelle und Flächensteckbriefe (Landeshauptstadt 
Kiel, 2017) 

 Masterplan 100 % Klimaschutz (Landeshauptstadt Kiel, 2017) 

 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein, Fortschreibung 2021 (Innenministe-
rium des Landes Schleswig-Holstein, 2021) 

 Regionalplan für den Planungsraum III, Fortschreibung 2000 (Ministerium für länd-
liche Räume des Landes Schleswig-Holstein, 2001) 

 + Entwurf neuer RegPlan 

 DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau", Teil l (Deutsches Institut für Normung e.V., 
2002) 

 Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz – Stellungnahme nach A-RW1 - zum Be-
baungsplan 1043 Kiel (IBHauck Ingenieurberatung GmbH, Stand Mai 2025) 

 Mobilitätsgutachten – Büro Bueffee Stand Juni 2026 

 Schalltechnische Untersuchung – Büro Lärmkontor Stand Januar 2026 

 Sonstige Gutachten … 
 

 

Hinweis: 

Der Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung (wird noch erarbeitet) 

 
  


